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Vorbemerkung: 

 

Aus Gründen der Lesbarkeit sind im Satzungstext durchgängig alle Personen, Funktio-

nen und Amtsträgerbezeichnungen in der männlichen (wahlweise auch: weiblichen) 

Form gefasst. Soweit die männliche (wahlweise auch: weiblichen) Form gewählt wird, 

werden damit sowohl weibliche wie männliche Funktions- und Amtsträger angespro-

chen. 
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Präambel 
 

Der Bundesverband Kommunaler Sport (BKS) wurde im Oktober 1949 in Duisburg als 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Sportämter gegründet.  

 

Der BKS arbeitet parteiunabhängig und ohne staatliche Zuschüsse. Er bekräftigt in sei-

ner Funktion als Informationsnetzwerk und Koordinierungsstelle für seine Mitgliedskom-

munen die Absicht, im Rahmen des Verbandszwecks in Kooperation mit den kommuna-

len Spitzenverbänden die Interessen aller Mitgliedskommunen zu vertreten und kom-

munalrelevante sportbezogene Themen und Positionen in politische Entscheidungspro-

zesse einzubringen. 

A.  Allgemeines  
 

§ 1  Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr 
 
1) Bundesverband Kommunaler Sport (e.V.), kurz BKS / Arbeitsgemeinschaft  

Deutscher Sportämter (e. V.), kurz (ADS) / Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

Sportverwaltungen (e. V.), kurz ADS 

 

2) Der BKS /Die ADS hat seinen / ihren Sitz am jeweiligen Ort der Geschäftsstelle. 

Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung 

führt er zu seinem Namen den Zusatz e.V. 

 

3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2  Zweck des Vereins  
 

1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports.  

 

2) Die Zwecke des Vereins werden verwirklicht durch: 

 
a) den Informations- und Erfahrungsaustausch auf Bundesebene, indem er The-

men aufgreift, die aus sportfachlicher Sicht von Interesse sind. Dazu gehören 

z.B. die Sportentwicklungsplanung, die Sportstättenplanung, der Sportstätten-

bau, der Betrieb von Sportstätten und Bädern, die Sportstättenunterhaltung, 

Sport und Umwelt, generelle Fragen, die im Zusammenhang mit dem Bäderbe-

trieb stehen, Entwicklungstendenzen in der kommunalen Sportförderung und an-

deres mehr.  

 
b) die Pflege des Kommunikations- und Informationsaustauschs zwischen den 

Städten, Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Förderung des Sports in Zu-

sammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden.  

 
c)  eine enge Zusammenarbeit mit der Sportwissenschaft sowie der Sportwirt-

schaft und der Sportindustrie. Der BKS ist deren sach- und fachkundiger Ge-

sprächs- und Beratungspartner. 

 
d) die Förderung der fachlichen Fortbildung der Mitglieder insbesondere im Rah-

men von Jahrestagungen und durch sonstige Seminare oder Workshops.  
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§ 3 Gemeinnützigkeit  
 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke.  

 

3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-

den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

  
 

§ 4 Verbandsmitgliedschaften 
 

Um die Durchführung der Vereinsaufgaben zu ermöglichen, kann der Gesamtvorstand 

den Eintritt in Vereine, Verbände und sonstige Organisationen und über den Austritt 

beschließen.  

 

B.  Vereinsmitgliedschaft 
 

§ 5  Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1) Mitglied des Vereins können natürliche und juristische Personen werden. 

 

2) Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme erworben, soweit die Satzung nicht et-

was Abweichendes regelt. Es ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den Verein 

zu richten. Mit der Abgabe des unterzeichneten Aufnahmeantrags erkennt das 

Mitglied die Vereinssatzung und die Ordnungen in der jeweils gültigen Fassung 

an. 

 

3)   Über die Aufnahme entscheidet der Gesamtvorstand durch Beschluss. Mit Be-

schlussfassung beginnt die Mitgliedschaft.  

 

4) Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht 

begründet werden. Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Aufnahme besteht 

nicht. 

 

 

§ 6  Arten der Mitgliedschaft  
 

1) Der Verein besteht aus: 

 

- ordentlichen Mitgliedern 

- außerordentlichen Mitgliedern 

- Ehrenmitgliedern  

 



Satzung des Bundesverbandes Kommunaler Sport / der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Sportäm-

ter/Sportverwaltungen               4 
 

2) Ordentliche Mitglieder sind Städte, Gemeinde und Kreise, sowie Verbände, Be-

triebe und Gesellschaften mit kommunaler Beteiligung in Deutschland, die den 

Sport fördern.  

 

3) Außerordentliche Mitglieder sind natürliche Personen oder juristische Personen, 

die nicht unter § 6 Abs. 2 fallen. Außerordentliche Mitgliedschaften sollen be-

schränkt werden auf  

 

- Sportbünde /-verbände der Städte, Gemeinden und Kreise, die wesentliche 

Aufgaben der Kommunen zur Sportförderung übernommen haben,  

- Institutionen der Sportwissenschaft,  

- den DOSB und die Landessportbünde/ -verbände,  

- Kommunen aus dem Ausland.  

 

Außerordentliche Mitglieder haben kein Stimmrecht bei der Mitgliederversamm-

lung, können aber alle sonstigen Vorteile des Vereins wie ordentliche Mitglieder 

nutzen. 

 

4) Ehrenmitglieder sind gemäß Ehrungsordnung Ehrenvorsitzende und Ehrenvor-

standsmitglieder. Sie werden auf Vorschlag des Gesamtvorstandes per Beschluss 

mit einfacher Mehrheit von der Mitgliederversammlung ernannt. Ehrenmitglieder 

haben kein Stimmrecht bei der Mitgliederversammlung, können aber alle sonsti-

gen Vorteile des Vereins wie ordentliche Mitglieder nutzen. 

 

 

§ 7  Beendigung der Mitgliedschaft 
 

1) Die Mitgliedschaft endet 

 

- durch Austritt aus dem Verein (Kündigung); 

- durch Ausschluss aus dem Verein; 

- durch Streichung aus der Mitgliederliste; 

- durch Tod; 

- durch Erlöschen der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 

 

2) Der Austritt aus dem Verein (Kündigung) erfolgt durch schriftliche Erklärung an 

die Geschäftsadresse des Vereins. Der Austritt kann zum Ende eines Jahres  

(31.12.) unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 4 Wochen erklärt werden. 

 

3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle An-

sprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen 

aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, insbesondere ausstehende Beitragspflichten, 

bleiben hiervon unberührt. Vereinseigene Gegenstände sind dem Verein heraus-

zugeben oder wertmäßig abzugelten. Dem austretenden Mitglied steht kein An-

spruch auf Rückzahlung überzahlter Beiträge zu. 

 

 

§ 8 Ausschluss aus dem Verein, Streichung aus der Mit-
gliederliste 
 

1) Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mitglied  

 

- grob gegen die Satzung oder Ordnungen schuldhaft verstößt; 

- in grober Weise den Interessen des Vereins und seiner Ziele zuwiderhandelt; 
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- dem Verein oder dem Ansehen des Vereins durch unehrenhaftes Verhalten, 

insbesondere durch Äußerung extremistischer Gesinnung oder durch Verstoß 

gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes, schadet. 

 

2) Über den Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand auf Antrag. Zur Antrag-

stellung ist jedes Mitglied berechtigt. 

 

3) Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung zuzu-

leiten. Das betroffene Mitglied wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei 

Wochen zu dem Antrag auf Ausschluss Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist 

ist vom Gesamtvorstand unter Berücksichtigung der Stellungnahme des betroffe-

nen Mitglieds über den Antrag mit einfacher Mehrheit zu entscheiden. 
 

4) Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. Der Ausschließungsbe-

schluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 
 

5) Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Ausschluss kein Beschwerderecht zu. 

Der Weg zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberührt. 
 

6) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstandes von der Mitgliederliste 

gestrichen werden, wenn es trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 

Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. Der 

Beschluss über die Streichung darf durch den Gesamtvorstand erst dann gefasst 

werden, wenn nach Versendung der Mahnung drei Wochen verstrichen sind und 

dem Mitglied in der Mahnung die Streichung bei Nichtzahlung angekündigt wor-

den ist. Der Beschluss über die Streichung ist dem betroffenen Mitglied per Brief 

mitzuteilen. 
 

7) Handelt es sich bei dem auszuschließenden oder zu streichenden Mitglied um ein 

Mitglied des Gesamtvorstandes, entscheidet die Mitgliederversammlung. 
 
 

C.  Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

§ 9  Beiträge, Gebühren, Beitragseinzug  
 

1) Die Mitglieder sind verpflichtet Beiträge zu zahlen. Es können zusätzlich Umlagen 

und Gebühren für besondere Leistungen des Vereins erhoben werden. Ehrenmit-

glieder nach § 6 Abs. 1 sind von dieser Zahlungsverpflichtung ausgenommen. 
 

2) Über Höhe und Fälligkeit sämtlicher Beiträge, Gebühren und Umlagen entschei-

det der Gesamtvorstand durch Beschluss. Umlagen können bis zur Höhe des 

Dreifachen des jährlichen Mitgliedsbeitrages festgesetzt werden. Beschlüsse über 

Beitragsfestsetzungen sind den Mitgliedern bekannt zu geben. 
 

3) Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Anschrift, Rechnungs-

adresse sowie der E-Mail-Adresse mitzuteilen. 
 

4) Fällige Beitragsforderungen können vom Verein außergerichtlich und gerichtlich 

geltend gemacht werden. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen. 
 

5)  Der geschäftsführende Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleis-

tungen oder -pflichten ganz oder teilweise erlassen. 
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D.  Organe des Vereins 
 

§ 10 Die Vereinsorgane 
 

Organe des Vereins sind: 

 

- die Mitgliederversammlung; 

- der geschäftsführende Vorstand (gem. § 26 BGB); 

- der Gesamtvorstand; 

 

§ 11 Die Mitgliederversammlung  
 

1) Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

 

2) Eine Mitgliederversammlung findet alle zwei Kalenderjahre statt.  

 

3) Die Mitgliederversammlung wird vom geschäftsführenden Vorstand unter Einhal-

tung einer Frist von vier Wochen in Textform unter Angabe der Tagesordnung 

einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden 

Tag. Die Tagesordnung setzt der geschäftsführende Vorstand durch Beschluss 

fest. Es sind alle ordentlichen Mitglieder zur Teilnahme einzuladen. 

 

4) Der geschäftsführende Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung ein-

berufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert. Sie muss einberufen wer-

den, wenn dies von mindestens 20 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe vom geschäftsführenden Vorstand verlangt wird. 

Gegenstand der Beschlussfassung einer derartigen Mitgliederversammlung sind 

nur die mit der Einberufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Ergänzungen der 

Tagesordnung sowie weitere Anträge sind ausgeschlossen. Einberufungsform 

und –frist ergeben sich aus Absatz 3. 

 

6) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von 

der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

 

7) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von 

einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. Ist kein Mitglied des Vorstands 

anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Der Versamm-

lungsleiter bestimmt den Protokollführer. Der Versammlungsleiter kann die Lei-

tung der Versammlung auf eine andere Person übertragen. 

 

8) Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn geheime 

Abstimmung beantragt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversammlung. 

Eine geheime Abstimmung ist durchzuführen, wenn dies von mindestens einem 

Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen verlangt wird.  

 

9) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 

als abgelehnt. Stimmenthaltungen werden als ungültige Stimmen gewertet und 

nicht mitgezählt. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln 

der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.  

 

10) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 

das vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
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11) Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes werden einzeln gewählt. Es 

ist der Kandidat gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen er-

halten hat. Erreicht kein Kandidat im 1. Wahlgang die absolute Mehrheit, findet 

eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit der höchsten Stimmenzahl 

statt. Gewählt ist im 2. Wahlgang der Kandidat, der die meisten Stimmen er-

hält. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Die Mitglieder des ge-

schäftsführenden Vorstands sind wirksam gewählt, wenn die gewählten Kandi-

daten das Amt angenommen haben. 

 

Die übrigen Mitglieder des Gesamtvorstands können  en bloc (?) gewählt wer-

den. Werden die Kandidaten einzeln gewählt, ist der Kandidat gewählt, der 

mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Erreicht 

kein Kandidat im 1. Wahlgang die absolute Mehrheit, findet eine Stichwahl zwi-

schen den beiden Kandidaten mit der höchsten Stimmenzahl statt. Gewählt ist 

im 2. Wahlgang der Kandidat, der die meisten Stimmen erhält. Bei gleicher 

Stimmenzahl entscheidet das Los. Die Vorstandsmitglieder sind wirksam ge-

wählt, wenn die gewählten Kandidaten das Amt angenommen haben. 

 

 

12) Zur Mitgliederversammlung können alle ordentlichen Mitglieder Anträge stellen. 

Diese sind mindestens zwei Wochen vor dem Tagungstermin bei der Geschäfts-

stelle einzureichen. Später eingehende Anträge können als Dringlichkeitsanträge 

nur behandelt werden, wenn in der Mitgliederversammlung zwei Drittel der 

stimmberechtigt vertretenen Mitglieder der Behandlung zustimmen. 

 

  

§ 12  Zuständigkeit der Mitgliederversammlung  

 
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Vereinsangelegenheiten zuständig: 

 

a) Entgegennahme der Berichte des Gesamtvorstandes; 

b) Entgegennahme der Haushaltsplanung durch den Gesamtvorstand; 

c) Entgegennahme des Kassenprüfberichtes; 

d) Entlastung des Gesamtvorstandes; 

e) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Gesamtvorstandes, soweit die Sat-

zung nicht etwas Abweichendes regelt; 

f) Wahl der Kassenprüfer; 

g) Änderung der Satzung und Beschlussfassung über Auflösung des Vereins; 

h) Beschlussfassung über Anträge; 

i) Festlegung von Ort und Zeit der Tagungen; 

j) Beschlussfassung über die Ehrungsordnung.  

 

 

§ 13 Der geschäftsführende Vorstand  
 

1) Der geschäftsführende Vorstand gem. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, 

einem stellvertretenden Vorsitzenden und dem Geschäftsführer.  

 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des ge-

schäftsführenden Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. Die Bestellung der Mit-

glieder des geschäftsführenden Vorstandes erfolgt durch Wahl auf der Mitglie-

derversammlung. Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig.  
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2) Aufgabe des geschäftsführenden Vorstandes ist die Leitung und Geschäftsfüh-

rung des Vereins. Er ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht durch die Satzung 

oder eine Ordnung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 

 

3) Der geschäftsführende Vorstand kann Ausschüsse bilden und für herausgeho-

bene Aufgaben Beauftragte ernennen. 

 

4) Der geschäftsführende Vorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit im Amt, 

bis ein neuer geschäftsführender Vorstand gewählt ist.  

 

5) Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Wahl des 

Amtes vorher erklärt haben. Scheidet ein Mitglied des geschäftsführenden Vor-

standes während der laufenden Amtszeit vorzeitig aus, so kann der Gesamtvor-

stand für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen durch Beschluss einen 

Nachfolger bestimmen. 

 

6) Sitzungen des geschäftsführenden Vorstandes werden durch den Vorsitzenden, 

bei dessen Verhinderung durch ein anderes Mitglied des geschäftsführenden Vor-

standes, einberufen. Der geschäftsführende Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte der sich im Amt befindlichen Vorstandsmitglieder anwe-

send ist. Er kann Mehrheitsbeschlüsse im Umlaufverfahren (z.B. per E-Mail oder 

per Telefonkonferenz) fassen, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglie-

der an der Beschlussfassung teilnehmen. Solche Beschlüsse sind innerhalb einer 

Woche schriftlich zu protokollieren. Die Mitglieder des geschäftsführenden Vor-

standes haben in der Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes je eine 

Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.  

 

 

§ 14 Der Gesamtvorstand 
 

1) Der Gesamtvorstand besteht aus 

 

- den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstandes, 

- bis zu sieben weiteren Vorstandsmitgliedern 

 

2) Aufgaben des Gesamtvorstandes sind insbesondere: 

 

- Aufstellung des Haushaltsplans und eventueller Nachträge; 

- Vorlage von Jahresberichten für die Mitgliederversammlung; 

- Ausschluss von Mitgliedern und Verhängung von Sanktionen; 

- kommissarische Berufung von Nachfolgern für ausgeschiedene Mitglieder des 

geschäftsführenden Vorstandes; 

- Beschlussfassung über Beiträge, Gebühren und Umlagen; 

- Planung der Jahrestagung; 

- Zusammenarbeit mit den Landes- und regionalen Arbeitsgemeinschaften. 

 

3) Auf Einladung des Gesamtvorstandes kann der Ehrenvorsitzende an den Sitzun-

gen des Vorstandes mit beratender Stimme ohne Stimm- und Antragsrecht teil-

nehmen. 

 
4) Sitzungen des Gesamtvorstandes werden durch den Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung durch ein anderes Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes, 

einberufen. Der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 

der sich im Amt befindlichen Vorstandsmitglieder anwesend ist. Er kann Mehr-

heitsbeschlüsse im Umlaufverfahren (z.B. per E-Mail oder per Telefonkonferenz) 

fassen, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder an der 
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Beschlussfassung teilnehmen. Solche Beschlüsse sind innerhalb einer Woche 

schriftlich zu protokollieren. Die Mitglieder des Gesamtvorstandes haben in der 

Sitzung des Gesamtvorstandes je eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entschei-

det die Stimme des Vorsitzenden.  

 

E.  Sonstige Bestimmungen 
 

§ 15 Vergütung der Tätigkeit der Organmitglieder, Aufwen-

dungsersatz, bezahlte Mitarbeit 
 

1) Der Gesamtvorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaft-

lichen Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins- und Organ-

ämter entgeltlich auf der Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrages oder 

gegen Zahlung einer pauschalen Aufwands-entschädigung gem. § 3 Nr. 26 a 

EStG ausgeübt werden. Für die Entscheidung über Vertragsbeginn, Vertragsin-

halte und Vertragsende ist der geschäftsführende Vorstand zuständig. Der ge-

schäftsführende Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirt-

schaftlichen Verhältnisse und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für 

den Verein gegen eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte ver-

geben. 

 

2) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäfts-

stelle ist der geschäftsführende Vorstand ermächtigt, im Rahmen der wirtschaft-

lichen Verhältnisse und der Haushaltslage einen Geschäftsführer und/oder Mitar-

beiter für die Verwaltung einzustellen. Das arbeitsrechtliche Direktionsrecht hat 

der Vorsitzende oder im Verhinderungsfall ein anderes Mitglied des geschäfts-

führenden Vorstandes. 

 

3)  Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungs-

ersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die 

Tätigkeiten im Auftrag des Vereins entstanden sind. Reisekosten und dienstliche 

Auslagen werden erstattet. Für besonders zeitintensive Aufgabenwahrnehmun-

gen ist die Zahlung von pauschalen Aufwandsentschädigungen zulässig. Der ge-

schäftsführende Vorstand bestimmt die Höhe der erstattungsfähigen Auslagen. 

Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten.   

 

4) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von sechs 

Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden 

nur gewährt, wenn die Aufwendung mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen 

nachgewiesen werden. 

 

5) Einzelheiten können in einer Finanzordnung geregelt werden. 

 

 

§ 16 Kassenprüfer  

 

1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer, die nicht dem geschäfts-

führenden Vorstand oder Gesamtvorstand angehören dürfen. 

 

2) Die Amtszeit der Kassenprüfer beträgt 2 Jahre. Die Wiederwahl für eine weitere 

Amtszeit ist zulässig. Die Mitgliederversammlung kann stattdessen oder 
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zusätzlich beschließen, dass der geschäftsführende Vorstand qualifizierte Dritte 

mit der Prüfung der Ordnungsgemäßheit der Geschäftsführung beauftragt. 

 

3) Die Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Kon-

ten, Buchungsunterlagen und Belegen und erstatten der Mitgliederversammlung 

darüber einen Bericht. Die Kassenprüfer sind zur umfassenden Prüfung aller Kas-

sen und aller Unterlagen in sachlicher und rechnerischer Hinsicht berechtigt. 

 

4) Die Kassenprüfer beantragen in der Mitgliederversammlung die Entlastung des 

Gesamtvorstandes. 

 

 

§ 17 Vereinsordnungen   

 

 

Der Vorstand, der geschäftsführende Vorstand sowie die Ausschüsse können ihre Ge-

schäftsbereiche durch Ordnungen regeln. Für den Erlass, die Änderung und Aufhe-

bung ist der Gesamtvorstand zuständig. Diese Ordnungen sind nicht Bestandteil der 

Satzung. 

 

§ 18 Haftung  
 

1) Für den Verein arbeitende Organ- oder Amtsträger, haften für Schäden gegen-

über den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer Tätig-

keit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht 

fahrlässig verursachte Schäden, soweit solche Schäden nicht durch Versicherun-

gen des Vereins abgedeckt sind. 

 

 

§ 19 Datenschutz  
 

1)  Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesda-

tenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sach-

liche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 

  

2)  Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorlie-

gen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

 

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 

- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 

- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 

- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 

- Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 

 

3)  Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen 

ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweili-

gen zur Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, 

Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch 

über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.  
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4)  Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-Grund-

verordnung und dem Bundesdatenschutzgesetz kann der geschäftsführende Vor-

stand einen Datenschutzbeauftragten bestellen.  

G.  Schlussbestimmungen  
 

§ 20 Auflösung des Vereins 
 

1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mit-

glieder-versammlung beschlossen werden. Zur Auflösung des Vereins ist eine 

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

 

2) Sofern die Mitgliederversammlung nicht anderes beschließt, sind im Falle der 

Auflösung die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands die Liquidatoren des 

Vereins. 

 

3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins 

- an die Stiftung Deutsche Sporthilfe e.V., die es unmittelbar und ausschließ-

lich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

4) Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach Verein-

sauflösung an den neu entstehenden steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den 

aufnehmenden steuerbegünstigten Verein, der es ausschließlich und unmittelbar 

für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.  

 

 

§ 21 Gültigkeit dieser Satzung 
 

1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am … beschlossen. 
 

2) Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
 

3) Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt damit außer Kraft. 

 

4) Der geschäftsführende Vorstand nach § 26 BGB ist analog § 179 Abs. 1 S. 1 

AktG befugt, Änderungen der Satzung mit einfacher Mehrheit zu beschließen, 

die nur die Fassung betreffen und aufgrund von Forderungen des Registerge-

richts im Wege der Eintragung einer Satzungsänderung oder des Finanzamtes 

aus steuerrechtlichen Gründen erforderlich sind. 

 

 

 


